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Kläger und ReVisionsbeklagten„

hat der 120 Senat des Bundessozialgerichts

auf die mündliche Verhandlung vom 28 Mai 1965
an der mitgewirkt haben

Senatspräsident R a a c k
als Vorsitzender? v

Bundésrichter Dr0 D a p p r i c h
und Bundesrichter S c h m i d t h a l s

als weitere Berufsrichter‚
Bundessozialrichter W e b e r

und Bundessozialrichter G r a e f

als ehrenamtliche Richter9

für Recht erkannt;

Auf die ReVision der Beklagten wird das Urteil

de Schleswig—Holsteinischen Landessozialgerichts

vom 50„ März 1964 mit den ihm zugrunde liegenden

Feststellungen aufgehoben° \ ,

01

Die Sache wird zur erneuten Verhandlung und Ent—

scheidung an das Landessozialgericht zurückver-

wiesen° '

Von Rechts wegen°
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Der im Jahre 1902 geborene Kläger hat keinen Beruf erlernto
Er war von 1918 bis zum 70 Februar 1958 als ungelernter

Landarbeiter invalidenpflichtvcrsichert beschäftigto Zu

dieser Zeitpunkt-erlitt er einen Herzinfarkto Die Beklagte

gewährte ihm mit Bescheid vom 250 Oktober 1958 die Rente

wegen Erwerbsunfähigkeit aus der Arbeiterrentenversiche—

rung mit Wirkung vom 10 Juni 1958o Dem Bescheid lag ein
Befundbericht des behandelnden Arztes Dr‚ zor::i in

Lensahn vom 10 Juli 1958 zugrunde„ in welchem ein Hyokard—

infarkt im reaktiven Stadium und Coronarinsuffizienz fest—

gestellt sindo

Auf Grund ärztlicher Gutachten wandelte die Beklagte durch

Bescheid vom 200 Januar 1960 die Erwerbsunfähigkeitsrente
mit Wirkung vom 19 März 1960 an in eine Berufsunfähigkeits—

rente um‚ Weil der Kläger nicht mehr erwerbsunfähig seic

Sein Gesundheitszustand habe sich insofern gebessert? als
der Herzinfarkt inzwischen vernarbt und der Kreislauf wie—

der für leichte Arbeiten belastungSfähig seio Der Kläger
könne wieder leichte Arbeiten drei bis vier Stunden täg—

lich mit einer gewissen Regelmäßigkeit verrichten;

Auf die hiergegen erhobene Klage hat das Sozialgericht (SG)

mit Urteil vom 20 September 1960 den Bescheid der Beklag—.
ten vom 20° Januar 1960 aufgehoben und die Beklagte ver—

urteilt‚ dem Kläger Rente wegen Erwerbsunfähigkeit über

den Monat Februar 1960 hinaus weiter zu gewähren° Der Klä—

ger sei lediglich imstande, leichte Arbeiten im Sitzen

drei bis vier Stunden täglich zu verrichtena Mit einem

derart eingeschränkten Leistungsvermögen ließen sich in '

der Landwirtschaft? auf die der Kläger nach jahrzehnte_

langer Berufsunfähigkeit und in Anbetracht seines Alters

allein verwiesen werden könne, nur noch geringfügige Ein—

künfte erzielen° Eine Verweisung auf Tätigkeiten in ge“
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werblichen Betrieben komme schon wegen der Wohnverhältnisse des

Klägers nicht in Betracht° Eine Umsiedlung sei ihm nicht mehr
zumutbaro.ßithin sei er nach wie vor erwerbsunfähigo

Die gegen dieses Urteil eingelegte Berufung der Beklagten hat

das Landessozialgericht (LSG) durch Urteil vom 50° März 1961
zurüc:gewiesen; es hat die Revision zugelassene

In der Urteilsbegründung hat das LSG ausgeführt:

Das Urteil des SG sei im Ergebnis nicht zu beanstanden° Wenn.

sich auch die Verhältnisse des Klägers geändert hätten, so doch

nicht so stark, daß er nicht mehr erwerbsunfähig sei° Die geschä-

digten Teile des Herzens seien fest verschwielt° Dadurch sei eine

wesentliche, nicht nur vorübergehende Besserung des Gesundheits—

zustandes eingetretena Als die Beklagte am 250_0ktober 1958 die

Erwerb:unfähigkeitsrente gewährt habe, sei diese Versehwielung

noch nicht eingetreten gewesen, vielmehr sei erst im März 1959

das Schwielenstadium erreicht werden„ Dies ließen die zahlreiche■

von dem Fac.arz für innere Krankheiten Dr° Z:ä; in Oldenburg/Holst°

angefertigten und beigezogenen Elektrokardiogramme und der von

dem Facharzt für innere Krankheiten Dro Hü■itz-in lübeck am 220

April 1959 erhobene elektrokardiographische Befund erkennen„

Der Kläger sei jedoch nach wie vor erwérbsunfähig im Sinne des

% 1247 Abso 2 der Reichsversicherungsordnung (EVO); denn er kön—

ne weiterhin infolge seiner Krankheit auf nicht absehbare Zeit

eine Erwerbstätigkeit in gewisser Regelmäßigkeit nicht ausüben°

Er sei zwar noch in der Lage, Arbeitsleistungen von drei bis vier

Stunden täglich einschließlich des Arbeitsweges zu erbringen,

könne jedoch einen entsprechenden Arbeitsplatz nicht erreicheno

Sein Wohnort Lensahnerhof biete ausschließlich Arbeitsplätze in

der Landwirtschaft, in der körperlich leichte Arbeiten nur selten.

an männliche Arbeiter vergeben würden, so daß insoweit kein ge—

« nügend großes Arbeitsfeld vorhanden seio Sein Leistungsvermögen

ließe nur noch eine Beschäftigung in unmittelbarer Nähe von
Lensahnerhof, demnach ausschließlich in Lensahn, zu, das allein
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in verhältnismäßig kurzer Zeit von Lensahnerhof aus mit

dem Omnibus zu_erreichen sei„ Aber auch in Lensahn sei
'das Arbeitsfeld nicht so umfangreich und vielseitig? daß

genügend Einsatzmöglichkeiten für den Kläger bestündeno

Lensahn sei ein kleiner Ort mit ländlichem Geprägec In

solchen Ortschaften würden erfahrungsgemäß männliche Ar—

beitskräfte für körperlich leichte und geistig einfache

Arbeiten, die für den Kläger nach seinem Berufsbild ledigw

lich in Betracht kämen, von nur einigen Stunden am Tage‘

so selten benötigt9 daß insoweit von einem dem Wettbewerb

zugänglichen allgemeinen Arbeitsfeld nicht gesprochen

werden könne„ Nennenswerte Möglichkeiten-der stundenweiaen

Beschäftigung böten sich solchen Arbeitskräften nur in
größeren Industriestädteno

Gegen dieses ihr am 70 August 4964 zugestellte Urteil

hat die Beklagte durch Schriftsatz vom 280 August 4964‚

beim Bundessozialgericht (BSG) eingegangen am 290 August

1964, unter Stellung eines Revisionsantrages Revision sinn

.gelegt und diese durch Schriftsatz vom 210 September 4961?

beim BSG am 259 September eingegangen, begründet„

Das Berufungsgericht — hat die Beklagte vorgetragen —
habe seine Amtsermittlungspflieht verletzt„ weil es nähere"

Ermittlungen über die Art der in Lensahn zur Verfügung

stehenden Arbeitsplätze unterlassen haben Es habe ledig—

lich festgestellt, daß Lensehn ein kleinerer Ort mit länd—
lichem Gepräge sei und habe daraus geschlossen9 daß aus

diesem Grunde dort Einsatzmöglichkeiten für den Kläger

nicht vorhanden seien, da "erfahrungsgemäß in solchen

Ortschaften" männliche Arbeitskräfte für leichte und ein—

fache Arbeiten nur selten benötigt würdeno Einen solchen

allgemeinen Erfahrungssatz gebe es nicht„ Das Berufungs—

gerieht sei verpflichtet gewesen, wennes nicht aus eigener

Sachkenntnis die Verhältnisse in Lensahn habe beurteilen

können, eine Auskunft des zuständigen Arbeitsamtes einzu—
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holen oder die Vernehmung eines Ortsansässigen durchzuführen°

Eine solche Beweisaufnahme hätte zu einem anderen Ergebnis ge—
führt, da ge*ade in Holsteinischen Landgemeinden vielfach älte—

re Arbeiter auf Bauernhöfen stundenaeise mit leichten Aushilfs—

arbeiten beschäftigt würden‚- Auch materiell—rechtlich sei das

angefochtene Urteil unzutreffend° Es ber uhe auf einer unr1"chti-

gen Auslegung und Anwendungder 55 1286„ 1247 RVO„ In dem Gesund—
heitssustand des Klägers sei eine Änderung eingetreten? da der
im Februar 1958 aufgetretene Herzinfarkt vernarbt sei; Der Kläger

sei daher wieder in der Lage, leichte Arbeiten drei bis vier

Stunden t dglich mit gewisser Regelmäßigkeit zu ver richteno Inso—

weit sei das ange-cchtene Urteil nicht zu Deanstandeno Die A f—

fessun" jedoch, daß trotzdem noch Erwerbsunfähigkeit vorliege9

weil der Kläger nicht in der Lage sei„ einen seinem Leistungs-
vcrxö;en ents g-:cchenden Arbeitsplatz zu finden, sei unr

ichtig°

Bär das Vor liegen von Ber‘1se bsw° Erwe1bsunfähigkeit sei es viel—,

mehr ohne Bedeutung, ob für den Kläger erreichbare Arbeitsplätze‚

die seinem 1 istungsvermögen entsprächen‚ in der näheren Umgebung

vorhanden seieno Für einen Versicherten, der in einer ab gelegenen

Gegend rohne‚ sei ein Wohnsitzwechsel zumutbaro

Sie beantragt,

das Urteil des Schleswig—Holsteinischen Landessozial—

ge1ichts vom 50c L rz 1961 sowie das Urteil des Sozial-

gerichts in Lüeeck vom 20 September 1960 aufzuheben und

die Klage abzuweisen{)

Der Kläger beantragt,
_die Revision der Beklagten gegen das Urteil des Schleswig-

Holsteinischen Landessozialgerichts vom 500 Mär z 1961
zurück2uweisen°

Die ■üge mangelnder Sachaufklärung sei nicht schlüssig erhoben°

Das Berufungsgericht habe zwar keinerlei Angaben darüber gemacht,

worauf es seine Kenntnis, daß Lensahn ein kleiner Ort mit länd—

lichen Geprage sei und daß es dort für männliche Arbeitskräfte
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keine körperlich leichten und geistig einfachen Arbeiten

gebe, gründe, Es habe aber andererseits festgestellt? daß

der Kläger nach seinem Berufsbild nur landwirtschaftliche

Arbeiten verrichten könne° Diese Feststellungen seien von
der Revision nicht angegriffen wordenc Wenn diese daher

zur Begründung ihrer Verfahrensrüge anführe9 daß "gerade

in holsteinischen Lahdgemeinden vielfach ältere Arbeiter

auf Bauernhöfen stundenweise mit leichten Aushilfsarbeiten

beschäftigt würden", dann versuche sie etwas anzugreifen‚

was das Berufungsgericht unangefochten unterstellt habe„

nämlich daß auf Bauernhöfen für den Kläger keine geeignete

Arbeit vorhanden sei° In der Landwirtschaft gebe es nur
körperlich schwere Arbeiteno Hinsichtlich der materiellen

Rüge sei zwar zutreffend‚ daß es nicht entscheidend sei?
ob im Einzelfall eine Arbeitsgelegenheit nachgewiesen wer—

den könne, weil dieses Risiko von der Arbeitslosenver—

sicherung zu tragen sei0 Es müßten in der fraglichen Ge—

gend aber geeignete Stellen in ausreichender Zahl vorhan—

den sei‘o Das sei aber nicht der Fallo Dem Kläger könne

ein Wohnungswechsel bei seinem Berufsbild und bei seinem

Alter nicht zugemutet werden„

Die zulässige Revision hatte insofernErfolg9 als das an;

gefochtene Urteil aufgehoben und die Sache zur erneuten

Verhandlung und Entscheidung an das Berufungsgericht zu-y

rückverwiesen werden ist° ‘

Die von der Beklagten durchgeführte Umwandlung der dem

Kläger gewährten Rente wegen Erwerbsunfähigkeit in eine

Rente wegen Berufsunfähigkeit richtet sich nach 5 4286

Abs& 1 Satz 5 RVGo Das Berufungsgericht hat festgestellt?

daß in den Verhältnissen des Klägers gegenüber dem Zeit—

punkt der Rentenbewilligung eine Änderung eingetreten ist„

Dem Rentenbewilligungsbescheid vom 250 Oktober 4958 lag

der von dem Arzt Dro S;r:fii festgestellte Befund: myokard—

infarkt im reaktiven Stadium und Coronarinsuffizienz"
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zugrundeo An3ehließend ist eine im März 1959 abgeschlossene
_Vernarbung eingetreten° Diese Feststellungen sind nicht ange—

griffen0 Es ist auch nicht ersichtlich, daß der gesetzliche
Eegriff_der "Änderung in den Verhältnissen" vom Berufungsge—

richt unrichtig ausgelegt oder angewandt worden wäre„ Es liegt

also eine Änderung in den Verhältnissen des Klägers im Sinne

dieser Vorschrift voro

Weitere Voraussetzung der Rentenumwandlung ist, daß der Kläger

nicht mehr erwerbsunfähig nach @1247 Abs° 2 BVG ist„ Nach den

Feststellungen des Berufungsgerichts ist der Kläger auf Grund

seines Gesundheitszustandes nur noch in der Lage, täglich drei.

bis vier Stunden einschließlich des Weges zu und von der Arbeits—

stätte ernerbstätig zu sein° Venn man auch nur von einer kurzen

Entfernung zwischen Arbeitsstätte und Wohnung ausgeht, so blei—

ben doch jedenfalls nur so wenige Stunden täglicher Arbeitslei—

stung übrig, daß der Kläger nicht einmal halbtägig arbeiten kanno
Es fragt sich, ob bei einer so beschränkten Einsatzfähigkeit das
Vorliegen der gesetzlichen Voraussetzungen des 5 1247 Abs„ 2 EVO
überhaupt verneint werden kann° Im einzelnen wird hierzu auf die

Gründe des Urteils vom heutigen Tage in Sachen Weber °/° LVA Baden

—12/4 RJ 142/61 —verwiesen° Nach der 10 Alternative des 5 1247
Abso 2 BVD kommt es darauf an, ob der Versicherte infolge von
Krankheit oder anderen Gebrechen oder von Schwäche seiner körper—

lichen oder geistigen Kräfte auf nicht absehbare Zeit eine Er—

werbstätigkeit in gewisser Regelmäßigkeit nicht mehr ausüben kanna

Da die Erwerbsfähigkeit des Klägers nach den vom Berufungsgericht

getroffenen, von der Revision nicht angegriffenen Feststellungen

infolge von Krankheit oder anderen Gebrechen dauernd,d„h„ also

ohne zeitliche Beschränkung gemindert ist, durfte dieses davon

ausgehen, daß die Erwerbsfähigkeit des Klägers im Sinne dieser

Vorschrift "auf nicht absehbare Zeit" gemindert ist° Es mag zwei—

felhaft sein, welche Zeitspanne als "nicht absehbare Zeit" in

diesem Sinne anzusehen ist; hier bedurfte es einer Entscheidung

dieser Zweifelsfrage jedoch nicht, da ein Dauerzustand, wie er

festgestellt ist, jedenfalls als "auf nicht absehbare Zeit" be-
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stehend angesehen werden muß°

Es war weiter zu prüfen‚ ob der Kläger ”eine Erwerbstätig—
keit in gewisser Regelmäßigkeit nicht mehr ausüben" kann„

Unter "Erwerbstätigkeit" ist eineauf Gewinn abzielende,

also nicht unentgeltlich zu verrichtende — in der Regel

körperliche, abhängige — Arbeit zu verstehen„

Nicht anders als in 5 1246 Abs() 2 BVG —und früher in
5 1254 RVO aF — scheiden aus der Betra htung solche Tätig_

keiten aus, für die es Arbeitsplätze in zumindest nennens—
werter Zahl — seien sie frei oder beset: — überhaupt

nicht gibt, es sei denn, daß der Versicherte zufällig einen

solchen Arbeitsplatz innehat° Auf solche Tätigkeiten » ab-
gesehen von dem letzteren Fall — kann der Versicherte nicht

verwiesen werden? weil sie ihm praktisch keine Möglichkeit

des Erwerbs eröffnena Dabei ist von normalen Verhältnissen9

nicht aber zaBo von einem vorübergehenden Zustand extremen

Kangels an Arbeitskräften, der zur Einrichtung von Arbeiten

plätzen mit Teilarbeit unter der Grenze der Halbtagsarbeit

führt, auszugehen°

Anders als nach 5 1246 Abs„ 2 BVGkommt es nach 5 1247
Abso 2 RVO allerdings nicht darauf an, ob der Versicherte

durch Verrichtung einer solchen Tätigkeit einen wesent—

lichen sozialen Abstieg erleideto Denn im Unterschiede zu
% 1246 Abso 2 Satz 2 RVO enthält 5 1247 Abs? 2 RVG eine

Vorschrift über die Ee30hränkung der Verweisbarkeit auf

zumutbare Tätigkeiten nichto Allerdings ist auch bei An-

wendung dieser Vorschrift zu berücksichtigen? daß die

Rechtsbeziehungen zwischen Versicherten und Versicherungs—

trägern von dem auch im öffentlichen Recht geltenden Grund-

satz von Treu und Glauben beherrscht werden0 Aus diesem

Grundsatz. ergibt sich auch hier eine gewisse äußerste

Grenze der Verweis—barkeito Allerdings wird diese Begrenzung

der Verweisbarkeit jedenfalls in der Arbeiterrentenversiche—
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rung nur eine recht geringe Rolle spielen, da bei Anwendung

des 5 1247 Abs° 2 RVG selbst der gelernte Arbeiter grundsätz—

lich auf alle Tätigkeiten des allgemeinen Arbeitsfeldes ver—

wiesen werden kann, wenn auch daran zu denken ist, einzelne

sozial besonders niedrig bewertete Tätigkeiten auszuschließen°

Der vorliegende Fall gibt keinen Anlaß zur Entscheidung der Frage,

was unter dem Begriff "in gewisser Regelmäßigkeit"
zu verstehen

ist, da der Kläger täglich, wenn auch jeweils nur für drei bis

vier Stunden einschließlich des Arbeitsweges, arbeiten kanna

Wenn hiernach als Verweisungstätigkeiten nur solche angesehen

werden können, für die es zumindest in nennenswerter Zahl Ar—

beitsplätze gibt, fragt sich im vorliegenden Falle, in welchem

der Versicherte neder ganztägig noch halbtägig, sondern allen—

falls is zu vier Stunden täglich mit Einschluß der Wege zur und

von der Arbeitsstätte arbeiten kann, vor allem, ob es für ihn

Arbeitsplätze in zumindest nennenswerter Zahl überhaupt gibt°

Hierbei wird folgendes zu erwägen sein: In normalen Betrieben

sind in aller Regel.nur Arbeitsplätze, die ganztägig, oder allen?

falls solche, die halbtägig zu besetzen sind, vorhanden, Es ist

nicht üblich und läßt sich auch organisatorisch im allgemeinen

nicht durchführen, daß Arbeiter beschäftigt werden,_die weniger

als eine halbe Schicht arbeiteno Die Beschäftigung solcher Ar—

beiter würde den Betriebsablauf meist zu empfindlich störeno.

Immerhin wird es wegen der Eigenart der Tätigkeit in Ausnahme-

fällen solche Tätigkeiten geben, etwa die des Zeitungsausträgersa

Bei Heimarbeit besteht zwar diese Schwierigkeit nicht, da der

Heimarbeiter seine Arbeit zeitlich so verteilen kann, wie es ge—
sundheitlich für ihn tragbar isto Andererseits darf aber nicht

unberücksichtigt bleiben, daß Heimarbeit nur in gewissen Wirt—

schaftszweigen und —gebieten üblich ist und daß der Arbeitgeber

jedenfalls in Zeiten normaler Beschäftigung im allgemeinen Wert

darauf legen wird, mit möglichst wenigen Heimarbeitern auszukom-

men, weil mit größerer Zahl der Heimarbeitcr eine Vergrößerung '
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der Verwaltungsarbeit und gegebenenfalls auch der Zahl

der zur Verfügung zu stellenden Maschinen oder Werkzeuge

verbunden ist° In kleineren Handwerksbetrieben, Einzel—

handelsbetrieben und Landwirtschaftsbetrieben mag es vor—
kommen, daß Arbeiten einer bestimmten Art nur in so gerin—

gem Umfang anfallen, daß es genügt, einen Arbeiter für

zwei bis drei Stunden täglich zu beschäftigen‚ Wenn auch

Arbeitsplätze dieser Art durch das Arbeitsamt nicht ver—
mittelt werden, so bedeute dies doch nicht, daß sie im

Rahmen des % 1247 Abso 2 EVO nicht berücksichtigt werden
könnten, immer vorausgesetzt, daß es sie zumindest in

nennenswerter Zahl überhaupt gibto Für Angestellte und

Arbeiterinnen werden in diesen Beziehungen die Verhält—

nisse günstiger liegen als für Arbeitero um einen solchen

handelt es sich aber bei dem Kläger° Immerhin ist die

höglichkeit nicht auszuschließen, daß es auch für Arbeiter

eitsplätze dieser Art, die nur bis zu etwa drei Stunden

täglich zu besetzen sind, in nennenswerter Zahl gibt°

Es kommen hier im übrigen, wie das Berufungsgerichr auch

nicht verkannt hat, nur solche Tätigkeiten in Betracht,

für die es Arbeitsplätze am Wohnort des Versicherten oder

in dessen näherer, täglich zu erreichender Umgebung gibt„

Es würde dagegen mit dem Grundsatz von Tr u und Glauben

unvereinbar sein, zu verlangen, daß ein Versicherter zur
Verrichtung einer Arbeit von lediglich etwa drei Stunden

und zur Erzielung eines dementsprechend geringen Verdien—

stes an einen anderen Ort verzieht oder auch als sogenann—

ter Wochenendpendler einen solchen Arbeitsplatz aufsuchto

Auch in dieser Beziehung ist die Rechtslage bei der Anwen—

dung des 5 1247 RVC anders als bei der Anwendung des @i2ä6
mm {zu vgl° BSG in SozR EVO 5 1246 Aa 42 Nro 24)„

Abgesehen davon, daß die hinsichtlich der Verweisungstätig—

keiten getroffenen Feststellungen des Berufungsgerichts

die nach diesen Grundsätzen erforderlichen Einzelheiten

_/|f(_.

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_44_

nicht enthalten, greifen auch die von der Beklagten gegen diese■

Feststellungen des Berufungsgerichts erhobenen Rügen durch„ Das

Berufungsgericht hat seine Feststellungen auf allgemeine Erfa —

rungen gestützt, anstatt, wie die Beklagte zu Recht rügt, durch

eine Anfrage bei dem Arbeitsamt-oder bei der Gemeindeverwaltung

oder durch die Vernehmung von Ortsansä sigen als Zeugen oder in

anderer geeigneter Weise zu klären, ob es im vorliegenden Falle

solche Arb-itsplätze in Lensahn und Lensahnerhof nicht gibt° Das

angefochtene Urteil mußte schon aus diesem Grunde aufgehoben und

die Sache_su neuer Verhandlung und Entscheidung an das Berufungu_

gericht zurückverwiesen werden„

Sollte das Berufungsgericht auf Grund seiner neuen Feststellun—

gen und unter Anwendung der hier dargelegten Grundsätze dazu"

kommen, daß es an dem Wahnort des Klägers oder in dessen näherer,

täglich zu erreichender Umgebung Arbeitsplätze, die nur rund ,
drei Stunden täg-ich besetzt zu werden brauchen, und die der
Kläger nach seinem Gesundheitssustand und seinen beruflichen

Fähigkeiten verrichten kann, in zumindest nennenswerter Zahl
überhaupt nicht gibt, so ist der Kläger schon nach der 40 Alter—

native des 5 1247 Abso 2 RVGerwerbsunfähig, so daß es einer
Prüfung, ob die Voraussetzungen der 20 Alternative dieser Ver—

se.rift vorliegen, nicht bedarf°

Andernfalls dagegen ist weiter zu prüfen, ob die Voraussetzungen

der 20 Alternativedieser Vorschrift erfüllt sind° Danach liegt

'rrerbsunfähigkeit vor, wenn der Versicherte nicht mehr als nur@

geringfügige Einkünfte durch Erwerbstätigkeit erzielen kann(}

ÄUCh hierg“ebenso wie bei der 10 Alternative, kann der Versicherte

grundsätzlich auf alle abhängigen körperlichen Tätigkeiten des

ganzen allgemeinen Arbeitsfeldes, soweit es Arbeitsplätze in

nennensxerter Zahl an seinem Wohnort oder in dessen näherer,

täglich zu erreichender Umgebung gibt, verwiesen werden, Ent—

scheidend kommt es aber weiter darauf an, was unter "geringfü—

gigen Einkünften” su Verstehen ist:) Als "geringfügige Einkünfte"
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im Sinne des 5 1247 Abs„ 2 RVOkommt nur ein Teilbetrag
dessen in Betracht, was ein körperlich und geistig ge-

sunder Ver5icherter mit ähnlicher Ausbildung und gleich»
Wertigcn Kenntnissen und Fähigkeiten zu erwerben vermag„

und zwar wird es den Vorstellungen des Gesetzgebers am
ehesten entsprechen? wenn ein Fünftel dieses Betrages

nicht erreichende Einkünfte als ”geringfügig" angesehen

werden° Praktisch wird ähnlich wie bei der Anwendung

des € 4246 Abs° 2 Satz 1 EVO auch hier vom durchschnittm

lichen Bruttotariflohn eines körperlich und geistig Sé—

sunden Versicherten mit ähnlicher Ausbildung und gleich—

w rtigen Kenntnissen und Fähigkeiten auszugehen soin° '

Die Einkünfte sind dann als geringfügig anzusehen? wenn
sie ein Fünftel des Einkommens eines solchen gesunden

Versicherten gleicher Art nicht erreichenj Ob in Fällen

außergewöhnlich niedrigen Lohnes, etwa bei Lehrlingen,

oder auch in Fällen außergewöhnlich hohen Lohnes es zur

Bestimmung des Begriffes der “geringfügigen Einkünfte“

der Feststellung ziffernmäßig bestimmter Beträge als

unterer} bzwo oberer Grenze bedarf, kann im vorliegenden

Falle dahinstehen°

Das LSG wird‚ falls es zu dem Ergebnis kommt‚ daß der

Kläger nicht mehr erwerbsunfähig ist, weiter zu prüfen

haben, ob sich die Erwerbsunfähigkeit "infolge“ der

Änderung in den Verhältnissen des Klägers in Berufsun—

fähigkeit - die nach dem relativ bindend gewordenen

Bescheid der Beklagten noch vorliegt - verwandelt hat‚

Wenn dies hier auch kaum zweifelhaft sein kann, so
wird es von dem Berufungsgericht immerhin noch festzu—

stellen SGiHO ’
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Die Kostenentscheidung bleibt dem abschließenden Urteil

vorbehalten° '
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